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Die Kleine Anfrage 131 der Fraktion der FDP beantworte ich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie 
folgt: 

Die in der Kleinen Anfrage behandelten Ausführungen des Ministerial- 
direktors im Bundesfinanzministerium Prof. Dr. Oeftering sind dem 
Aufsatz „Der Bund als Unternehmer”, veröffentlidit in der Zeit- 
schrift „Die öffentliche Wirtschaft” (1954, Heft 1), entnommen und 
lauten im Zusammenhang wie folgt: 

. . . .„Und damit ist das Wort Reprivatisierung ausgesprochen, d.h. 
die Möglichkeiten und Methoden einer Reprivatisierung, wobei ein 
kleiner philologischer Beitrag dazu ja schon oben geleistet wurde. 
Die ganze Wirtschaftspolitik der Bundesregierung und ihre Er- 
klärungen, insbesondere auch die Regierungserklärung bei dem ersten 
Zusammentritt des Deutschen Bundestages nach der Wahl vom 
September v. J., haben auf ihre Fahnen den Schutz der deutschen 
Wirtschaft, den Schutz des Privateigentums geschrieben und lassen 
alle „kollektivistischen” Tendenzen grundsätzlich außer acht. Das 
ist ein politisches Faktum, das als feste Größe erkannt und gewürdigt 
werden muß; daraus ergeben sich dann die entsprechenden Konse- 
quenzen. Das heißt also, überall dort, wo der öffentliche Besitz von 
Unternehmungen nicht aus Gründen, von denen einige im Verlauf 
dieser Darstellung erwähnt wurden, zweckmäßig im öffentlichen 
Besitz bleibt und bleiben muß, soll er abgestoßen werden und soll 
die Möglichkeit geschaffen werden, das Eigentum an Private oder 
private Gesellschaften zu überführen. Daß es dabei sich nicht um 
eine schlagartige Maßnahme handeln kann, etwa einen einmaligen 
großen Ausverkauf, braucht man angesichts der engen Möglichkeiten 
des Kapitalmarktes, angesichts der Deroute, die von einer solchen 
schlagartigen Versilberung auf die erzielbaren angemessenen Kauf- 
preise usw. ausgeübt werden würde, nicht besonders hervorzuheben. 
Erst kürzlich hat der Herr Vizekanzler wieder darauf hingewiesen, 
daß der Prozeß der Reprivatisierung in den überhaupt möglichen 
Grenzen stufenweise, planmäßig und geordnet vor sich gehen müsse. 
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und daß man, wie der Herr Bundeskanzler selbst einmal bei einer 
anderen Gelegenheit hervorgehoben hat, hier nur ruhig und mit 
dem kaufmännischen Rechenstift arbeiten, nicht aber dahin kommen 
darf, aus dem Wort Reprivatisierung ein bloßes Schlagwort zu 
machen. Man muß sich hier, was immer man tut, gewisser Über- 
legungen bedienen, die in der Natur der Sache gelegen sind; zu- 
nächst einmal sind es die umfassenden sozialpolitischen und allgemein 
politischen Aspekte, die sorgfältig gewürdigt werden müssen. Hier 
seien zwei Worte wiederholt: Sontra und Salzgitter. Dann darf man 
nicht vergessen, daß ein Teil des Bundesvermögens aus rüstungs- 
wirtschaftlichen Überlegungen originär gebildet werden mußte. Wir 
werden vielleicht — niemand von uns weiß wann — wieder ein- 
mal vor rüstungswirtschaftlichen Überlegungen stehen. Man kann 
diese Tatsache einfach nicht ganz außer acht lassen, wenn man sich 
ein zutreffendes Urteil über das hier Mögliche und Vertretbare 
bilden möchte. Jedenfalls der Gedanke, daß man aus rüstungswirt- 
schaftlichen Überlegungen im Besitz der öffentlichen Hand ent- 
standene Unternehmungen noch möglichst rasch zu einem Zeitpunkt 
veräußert, in dem schon wieder neue rüstungs wirtschaftliche Möglich- 
keiten und Notwendigkeiten sich abzeichnen, bedarf einer ernsten 
Mitwürdigung bei allen Entschlüssen, die hier getroffen werden 
müssen. Es können auch allgemein wirtschaftliche Überlegungen sein, 
die den einen oder anderen Betrieb etwa unter dem Gesichtspunkt, 
ein besonderer Musterfall von Produktivität zu sein mit dem Ziel, 
eine Reihe von anderen Betrieben auf seinen Produktivitätsgrad und 
Rationalisierungsgrad zu heben, in dem Besitz der öffentlichen Hand 
als wünschenswert erscheinen lassen können (Gedanken der avant- 
gardistischen Aufgabe der öffentlichen Hand).” .... 

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, daß Ministerialdirektor Prof. 
Dr. Oeftering — soweit es sich um die in der Kleinen Anfrage 
gestellten Fragen handelt — keine bestimmten Grundsätze oder 
Forderungen aufgestellt hat, die bei einer Veräußerung von bundes- 
eigenen Gesellschaften beachtet werden sollten. In dem Aufsatz 
werden insoweit vielmehr nur Fragen aufgeworfen, die sich bei der 
Veräußerung von bundeseigenem Vermögen in Zukunft ergeben 
könnten, wobei der Verfasser hierzu insoweit selbst nicht Stellung 
nimmt und auch einzelne Unternehmungen weder erwähnt noch 
in Betracht zieht. 

Die in der Kleinen Anfrage gestellten Fragen haben bei den bisher 
von der Bundesregierung wegen der Privatisierung von Bundes- 
vermögen angestellten Untersuchungen und geführten Verhandlun- 
gen keine Rolle gespielt. 

Auf denjenigen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft, auf denen 
es einen echten freien Wettbewerb gibt, wird die Erhaltung eines 
Unternehmens im Besitz der öffentlichen Hand lediglich aus wirt- 
schafts- oder rüstungspolitischen Gesichtspunkten im allgemeinen 
nicht in Betracht kommen. 


In Vertretung 
Hartmann 



